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1. Räunrticher Geltungsbereich der Anderung Nr, 1 des Bebauungsplanes In O 206

Parlcplatz D
Der Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes In O 206 umfasst einen Teil
der öffentlichen Grünfläche westlich der vorfiandenen Stellplatzanlage des

Westfalenparkes (Pa*platz D) beginnend von der Bahnlinie ca.l20 m in Richtung
Norden.

2. BestehendesPlanungsrecht

2.1 Darstellung im FlächennuEungsplan
Der Flächennutzungsplan stellt die Anderungsbereiche als öffentliche Verkehrsfläche
dar.

22 Bauplanungsrecht
Der seit dem 03. 03. 89 rechtsverbindliche Bebauungsplan In O 206 trifft im
Anderungsbereich folgende Festsetzungen:
Offentliche GrüLnfläche, Parkplatzariage

2.3 Festsctzungen des Landschaftsplanes Dorhund-Mitte
Der Andenrngsbereich liegt außeüalb des rechtsveöfudlichen Iandschaftsplans DO-
Mitte.

3. Anless, 7Äele, Zwecke rud Inhalte der Anderung

Der Rat der §tadt Dorfinund hat am 23. 05. 2002 den städtebaulichen Rahmenplan flir das
Veranstaltungszentnrm Westfalenhallen^ilestfalenstadion als Leitlinie für die
städtebauliche Entwicklung beschlossen. Außerdem wurde die Verwaltung beauftngl, alle
zukünftigen Planungen und Ma8nahmen auf der Gnrdlage des vorliegenden
Rahmenplanes durchzufi .ihren.

Der städtebauliche Rahmenplanteinhaltet ein Erschließungskonzept für das Gesamtareal,
welches sowohl die Erweiterungsabsichten der Westfalerihalle.n als auch des

Westfulenstadions bedclcichtigt. Fär das zuktinftige Erschließungskonzept werden auf
der Grundlage des Verkehrskonzeptes des lngenieurbüros SSP Consult zwei
Maßnahme,pakete vorgeschlagen. Irn Maßnahmepaket I soll die Beschiclorng der
Parkplätze im Veranstaltungsbercich bescbfeunigt und vergleichmlißigl werden. Durch das

Maßnahmepaket 2 soll ein rechnergestütztes Verkehßleit- und Informationssystem
errichtet werden.

kn Zusammenhang mit dem Maßnahmepaket 1 ist beabsichtigt, neue Parlqlatzzufahrten
sowie weitere bauliche und organisatorische Maßnahmen durphzuführen. Dazu gehört u'
a. eine zusätzliche ärfahrt zum Pa*platz D direld von der B 54.

Die zusätzliche direke Zufahrt zum Parkplatz D von der B 54 errnöglicht es, den
Parrelatz D von Norden und Süden gleichzeitig zu beschicken, Dadurch ergeben sich

zusätzliche Steuerungsmöglichkeiten flir die Einsatzleitutrg bei Staus und
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Unfallsituationen. Der bislang nicht bei jeder Veranstaltung voll ausgenutzte Parlqlatz
erführt durch eine zusätzliche Fußgängerachse über die B 54 eine Aufuertung flir die
Besucher des Westfalenstadions. Damit auch ein problemloses Anfahren der
Parkplatzanlage von Süden möglich ist, wird die zusätzliche Auffahrt direkt östlich derB
54 erforderlich.

4. Umweltbelange

4. I Umweltverträglichkeitspritfung
Mit der Novellienrng des Baugesetzbuches 2001 muss jeder Bebauungsplan bzw. seine
Andenrng auf die Verpflichtung zur Durchfühnrng einer Umweltverträglichkeitsprüflrng
([IVP) nach den Vorschriften des Umwelwertrdglichkeitsprtifungsgesetzes (IJVPG)
untersucht werden, Unter Berücksichtigung des Gesetzes zur Umsstz'rng der [JVP-
Richtlinie, der lVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum Umweltschutz vom
27.07.200L (BGBI. I S. 1950) ist es erfordedich, rnhaüd der Merkmale des Voüabens,
des Standortes utrd der Merkmale der möglichen Auswirkungen, die [IVP-Pflicht eines

bauplanungsrechtlichen Vorhabens festzustellen.

Der Andenrngsbercich des Bebauungsplanes 206 beinhaltet nach der Anlage I zum
IJVPG keines der unter der Nr. 18 genarmten bauplanungsrechtlichen Vortaben, flir das
eine Umweltveruäglichkeitsprüfung bzw. eine allgemeine Vorprüfirng des Einzelfalles
durchzuführen ist

4.2 Eingrilfsregelung

Nach § I Abs.5 Satz I BauGB sollen Bauleitpläne dazu beitragen, eine menschenwtirdige
Umwelt zu sichem und die natüLrlichen l*bensgnrndlagen zu schützen und zu entwickeln.

§ I Abs.5 Nr.7 BauGB bestimmt, dass bei Aufstellung der Bauleitpläne und dercn
Andenrng die Belange des Umweltschutzes, auch durch die Nutzung emeuerbarer
Energien, des Naturschutzes und der l-andschaftspflege, insbesondere des

Natufiauüaltes, des Wassers, der L,uft und des Bodens einschließlich seiner
Rohstoftorkommen sowie das Klima zu berücksichtigen sind. § I a Abs. I BaUGB
beiahaltet die Vorgabe, dass mit Grud und Boden sparsam und schonend umgegangen
werden soll und dabei Bodenveniegelungen auf das norwendige Maß zu begenzen sind.

Koukretere Regelungen zu Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege treffen
die entsprechenden Fachgeseue wie das Bundesnatunchutzgesez (BNatSchG) und das

Landschaftsgesetz von Nordrhein-Westfalen (LG NRW). Nach § 18 Abs. 1 BNatSchG
und § 4 Abs. I t G NRW gelten Verändenrngen der Gestalt oder Nutzung von
Gnrndflächen oder Verändenrngen des mit der belebten Bodenschicht in VeÖindung
stehenden Gnrndwasserspiegels, die die kistungsfühigkeit des Natuüaushaltes oder das

Iardschaftsbild eüeblich oder nachhaltig beeinträehtigen können, als Ehgriff in Natur
und Iandschaft.

Der Verursacher des Eingriffes ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von

Natur und Landschaft zu unterlassetr (Vermeidungsgebot) sowie unverrneidbare

a
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Die geplante Zufahrt widerspricht den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes
In O 206. ärr §chaffr.rng der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung des
Verkehrskoozeptes ist daher die Andenrng des Bebauungsplanes erforder{ich.
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Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der landschaftspflege
vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnabmen) oder in sonstiger Weise zu

kompensieren (Ersatzmaßnahmen - § 19 Abs. 2 Satz I BNatSchG bzw. § 4 und § 5 LG
NRW).

Durch § 2l BNatSchG wird das Verhältnis der natußchutzrechtlichen Eingriffsregelung
zum Baurecht geregelt. Nach § 2l Abs. I BNatSchG ist bei der Aufstellung und Anderung
von Bauleitplänen, aufgrund dessen Eingriffe in Nanr und Landschaft zu erwarten sind,
über die Venneidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des

Baugesetzbuches zu entscheiden. Die konkreten Regelungsmöglichkeiten ergeben sich aus

§ laAbs.3BauGB.

Die im Rahme,n dieser Bebauungsplanändenrng geplante Zlfahrt zum Parkplatz D sowie
die Umlegung des bestehenden Fuß- und Radweges beanspnrchen einen ca.600 qm
großen Teil eines baurnheckenartigen Gehölzstreifens mit überrriegend standorttypischen
Iaubgehölzen mit starkem Baumholzanteil (2.8. Berg- u. Feldahom, Ilainbuche,
Weißdom, Buche, Linde, Birke u. Robinie)) und stellt somit einen Eingritr in Natur und
Iandschaft im Sinre des Bundesnanuschutzgesetzes und des landschaftsgesetzes NRW
dar.

Eine Unterlassung dieses Eingriffes, d. h. ein Verzicht aufdie geplante Pa*platzzufaht
kann nicht erfolgen, da diese Baumaßnahme Inhalt des vom Rat der Stadt Dortmund am
23 O5 20(D beschlossenen städtebaulichen Rahmenplanes flir das Veranstalflrngszentrum
Westfalenhallen/Westfalenstadion als lritlinie für die städtebauliche Entwicklnng bi§ anr
R8ballweltrneisterschaft 2006 ist. Zudem wurde die Venvaltung beauftragt, alle
zukünftigen Planungen und Maßnahmen auf der Grundlage des vorliegenden
Rahmenplanes durchzuflihren.

Bei der Gewichtung der entgegenstehenden Belange von Natur und landschaft zu den
stnrkturpolitischen Zelen und den städtwfutschaftlichen Intertssen wird als Ergebnis der
Abwägung entschieden und für gerechtfertigt gehalten, dem Belang der
stnrkturpolitischen uud stadtwirtschaftlichen Zele und Interessen aufgnrnd ihrcr
herausragenden und außenwirlsamen Bedeutung Vorrang einzuräumen, zumal die
ökologischen Beeinträchtigungen als gering einzustufen sind. Somit sitrd die zu
enrartenden ökologischen Beeinträchtigungen unvemreidbar und daher gemäß § 19 Abs.
2 BNatSchG bzw, § 4 und § 5 LG NRW auszugleichen.

Wegen des geringen Umfanges des Eingriffs wird in diesem Fall der Ersatz in Geld
festgesetzt. Diese Eßatzzal utrg wird herangezogen zur Umsetzung des ökologischen
Ausgleichskonzeptes Barop-Ostenberg des Umweltamtes der Stadt Dortmund. Auf einer
ca. 7,4 ha großen bisher intensiv genutzten Ackerfläche werden ca. 4,8 ha umgestellt auf
naturverträglichen landbau mit fl ankierenden ökologischen Strukturmaßnahmen auf ca.

2,6 ha . Davon sind ca. 55 ha als Ausgleichfläche für den Bebauungsplan In W 123 -
Verlängenrng Strobelallee und Umwidmung der Dauerkleingartenanlage,Ardeyblick' -
festgesetzt. Die restlichon ca.2 ha sind bisher noch keinem Eingriff als Ausgleich
zugeordnet worden und sind somit noch frei verfügbar flir den Ausgleich dieser

voiliegenden Bebauungsplanänderung sowie den parallel durchzuführenden lindenrngen
Nr.4 des Bebauungsplanes 33 und Nr.7 des Bebauungsplanes In O 201.

Die Berechnung des Umfangs des Ausgleichs bzw. der Höhe der Ersatzzahlung erfolgt
nach der anerkarmten und auch vom Rat der stadt Dotmund genehmigten Mettrode zur
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ökologischen Beweftung der Biotopfirnltionen von Biotoptypen von Dankwart hrdwig
mit Beiträgen von Holger Meinig (Bochum 1991, Frcelich und §poöeck).

Grundlage der verwenleten Bewertungsmethode ist die Zuordnung der Biotoptypen zum
Biotoptypenschlüssel der Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und Forsten NRW
(LÖBF) und des Programmes zur Erfassung von Pflarzenarten in Niedersachsen
(Haeupler und Garve, 1983).
Zur Bewertung werden ökologisch bedeutsarne Kriterien heraugezogen, die die
ökologischen Verhältnisse eines lrbensraumes wiedergeben. Es sind dies:

Nafürlichkeit (N)
Wiederherstellbarkeit (W)
Gef?ihrdungsgrad (G)
Maturität (Reife) (M)
Struktur- und Artenvielfalt (SAV)
Häufigkeit (H)

Den Bewertungslsiterien werden Wertzahlen von 0 - 5 zugeordnet und additiv zu einer
jeweiligen ökologischen Wertigkeit (Ö!U, die max. 30 Rrnkte betragen kann,
verknüpft.
Diese ökologische Wertigkeit wird mit dem Flächenmaß der beanspruchten oder
geplanten Biotoptypen multipliziert und ergibt so den jeweiligen ökologischen
Gesamtwert.
Durch eine Gegenüberstellung der jeweiligen ökologischen Gesamtwerte von Bestand
und Planung kann somit überprüft werden, inwieweit sich die ökologische
Gesamtsituation innertmlb des Geltungsbereiches positiv oder negativ verändert.

Beim Nachweis eines ökologischen Defizites ist zu überprüfen, wie dieses in Fläche und
Maßnahme zu kornpensieren ist. In Ausnahme{äl len (2.8. geringer Eingriffsumfang,
keine ausreichenden Ausgleichsflächen vorhanden) kann die Kompensation als
Ersatzzahluug (§ 19 Abs. 4 Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG - in Verbindmg mit
§ 5 Abs. 3 Landschaftsgesetz - LG NRW -) erfolgen.

In dem Andenrngsbereich Nr. I des Bebauungsplanes In O 206 ist mit einer zusätzlichen
Versiegelung von ca. 600 qm durch die Padelatzzufahrt sowie die Umlegung des

bestehenden Fuß- und Radweges zu rechnen. Dabei wird der Biotoptlp
Baumheckenartiger Gehölzstreifen an Straßen (BD 73 - überwiegend standoffiypische
Gehölze mit starkem Baumholz) mit einer ökologischen Wertigkeit von 20 Punkten/..qm in
Anspnrch genommen. Daraus ergibt sich ein ökologischer Gesamtwert von 12.000 OW
(600qm x 20 ÖWqm).

Der nachfolgend festgesetzte Betrag der Enauzahlung basiert auf einem Kostenfaktor
von I € pro ermitteltem Ausgleichsdefizitpunkt. Dieser Faktor wutde ennittelt, indem die
Kosten fliLr unterschiedliche Ausgleichsmaßnahmen bercchnet und auf die Defzitpunlcte
umgelegt worden sind. Berücksichtigt sind dabei die Kosten für Grunderwerb, Planung,
Herstellung sowie Fertigstellutrg§- und Entwicklungspflege.

kn Fall der Umsetzung des geplanten Vortabens sind vom Tiefbauamt (StA 66) an das

Umweltamt (StA 60) 12.000 € Eßatzzahlung zum Ausgleich des verursachten Eingriffs
zu leisten.

o
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4.3 Altlasten

In der Übersichtskarte -Altstandorte und Altablagenrngen" der Stadt Dortmund
(Stand:September 2000) ist der Andenrngsbereich wie folgt gekennzeichnet:

AbgrabungAy'erfüllung, Altablagerung/Schüttung, Altstandort/krdustrie
HM :IlausmtiLll; BD =Bodendeponie; MB =Mineralboden
Ehemaliges Tanlistellengnrndstück

Der Anderungsbereich wird daher gem. § 9 Abs.5 Nr.3 BauGB als ,Fläche, deren Boden
erheblich mit umweltgeführdenden Stoffen belastet ist" gekennzeichnet. Außerdem
werden allgemeine Hinweise zur Behandlung von Altlasten in den Andenrngsplan
aufgenommen.

Die geplante Zrfahrt ist mit der Altlastensituation vereinbar, da hier weder eine
geweöliche noch eine Wohnnutzurg vorgesehen ist. Die im Bebauungsplau festgesetzte

öffentliche Grünfläche dient nicht dem Aufenthalt von Personen, sondem ist als
Grünfl ächenarondierung zu betrachten.

4.4 Methanausgasungen

Seit 1991 kam es an mehreren Stellen im Stadtgebiet zu Austritten von Methangas an der
Tagesoberfläche. Nähere Überprüfungen ergaben, dass es sich in diesen Fällen um
natüLrliche Gasvorkornmen aus dem Steinkohlegebirge handelt. Solche Austritte können
durch natlirliche (23. geologische Verwerfrrngen, Brüche erc.) und anthropogene (2.B.
Bohrungen, Geländeeinschnitte erc.) Wegsamkeiten begituNtigt weden.

Die vorliegende Karte der.potentiellen Gasaustrittsbereiche unterteilt das Stadtgebiet irr
mehrere Bereiche hinsichtlich der Austrittswafuscheinlichkeit. Der Andenrngsbercich
liegt in der Zone I der Karte der potertiellen Methanausgasungen im Stadtgebiet
Doftnund. Danach sind Methangasaustritte wenig wahrscheinlich. Hinsichtlich der Zone
1 wurde flir den Andenrngsbereich daher folgender Hinweis aufgenommen:

" 
Seit 1991 kam es an mehrercn Stelletr im Stadtgebiet zum Austritt von Methangas an der

Tagesoberfläche. Nähere Überprüfungen ergaben, dass es sich in diesen Fällen um
natüriiche Gasvorkommen aus dem Steinkohlengebirge handelt. Solche Austritte kömen
durch natür{iche ( 2.B. geologische Venrerfungen, Brüche etc.) und anthropogene ( 23.
Bohnrngen, Geländeeinschnitte etc.) Wegsamkeiten begünstigt werden. Die vorliegende
Karte der potentiellen Gasaustrittsbereiche unterteilt das Stadtgebiet in mehrere Bereiche
hinsichtlich der Austrittswahrscheinlichkeit. Der Anderungsbereich liegt in der Zone I der
Kffte der potentiellen Methanausgasungen im Stadtgebiet Dortmund. Danach sind
Methangasaustritte wenig wahncheinlich. Somit sind Auswirtungen auf die ausgewiesene

Nuuung nicht zu erwarten'.

a

4.5 Bergbauliche Einwirkungen

Lt. Mitteilung der Bezirksregierung Amsberg -, Abt. 8 Bergbau und Energie ist im
Bereich des Andemngsbereiches einwirkungsrelevanter tagesnaher Bergbau betrieben

worden. Die Planungsfläche liegt über dem auf steinkohle und Eisenstein verliehenen
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Bergwerksfeld 
"Friedrich 

Wilhelm". Eigenttimerin des Bergwertsfeldes ist die E.ON AG,
hier vertrcten durch die E.ON Monan GmbH, Bruchstraße 5 c, 45883 Gelsenkirchen.

Nach Mitteilung der Bezirtsregienrng Arnsberg, Abteilung 8 Bergbau und Energie in
NRW sind bergbauliche Einwirkungen aus dem Steinkohlentiefbau des 1903 stillgelegten
Steinkohlenberg:wed<s ,.Friedrich Wilhelm" für den Andenrngsbereich nicht mehr zu
enparten. Nach allgemeiner khnneinung sind schädigende Einwirkuagen auf die
Tagesoberfläche aus der Gewimung von Steinkohle im Tiefbau innerhalb eines
Zeitmumes von ca. 5 bis l0 Jahren nach Einstellung der Gewiilung abgeklungen.

Den bei der Bezirtsregienrng Amsberg vorliegenden risslichen Unterlagen ist zu
entnehmen, dass auch im Bereich der 1. Aaderung des Bebauungsplanes In O 206
umfangrcicher oberflächennaher Bergbau in den Jahren um 1860 durch das ehem.

Steinkohlenbergweft .Friedrich Wilhelm" umgegangen ist, der heute noch schädigend
auf die Tagesoberfläche einwirften kann. Die Deckgebirgsmächtigkeit beträgt ca. 10 m..

Da letztlich erst nach Durchflihrung von Baugnrndutrteßuchungen die Fmge des Umfangs
unrl Ausmaßes zu beatrtworten ist, wird die Umgrenzung von Flächen, deren Btiden
erheblich mit umweltgeführdenden Stoffen belastet sind ergäna um die Flächen, bei deren
Bebauung besodere bauliche Vortehnrngen gegen äußerc Einwirkungen oder bei denen
besondere bauliche Sichenrngsmaßnahmen erforderlich sind. Zusäulich wird folgender
Hinweis in die Andenrngsbereiche aufgenommen: ,,Aufgnrnd der gegebenen

Lagerstättenvertältnisse lässt sich in dem Andenrngsbereich u. a. das Vortandensein von
sog. 

"Uraltbergbau' 
nicht mit letzter Sicherheit ausschließen. Eine exakte

Getihrdungsabschäzung in Bezug auf die Standsicheüeit von baulichen Anlagen (hieran
zählen auch Vertehrs- und lagerflächen) ist erst nach Erftundung der tatsächlichen
Lockennassenübedectung im Gelärde und der Durchflihnrng von
Standsicherheitsuntersuchungen möglieh. In dem Anderungsbereich ist rechtzeitig vor
Baubeginn bei der Bezirksregienrng Amsberg, Abt. 8 (Bergbau und Energie in NRW),
Goebenstraße 25,,t4135 Dortmund eine Einsicht in das amtliche Gnrbenbild von einem
Fachgutachter zu beantragen und wahrzunehmen, um mit dem Berglverkseigenttirner evtl.
erforderliche Bergschadenssichenrngen abzusprcchen."

5. Ver- und Entsorgung

5,1 Gas, Wasser, Strom

Die Venorgung des Andenrngsbereiches mit Gas, Wasser und elektrischer Energie wird
durch die zuständigen Versorgungsträger, die Entsorgung durch die zuständigen
Entsorgungsträger sichergestellt.

5 2 Niederschlagswasser

Hinsichtlich des Niederschlagswassen ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens von
Bauvoftaben in jedem Fall unter Hinzuziehung der "Satzung über die Entwäs§enrng der
Gnrndstäcke in der §tadt Dortmund" vom t7 .12.199,6 zu prüfen, ob der Abfluss des

Niedenchlagwassers von Dach- und Hofflächen durch geeignete Maßnahmen, wie 2.B.

Versickerung oder Rücküaltung, zu verhindem, zu mindem oder mer{dich zu

a
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vedangsamen ist. Soweit die Möglichkeit besteht sollte hiervon Gebrauch gemacht
werden. Die wasserrechtlichen Vorschriften sind hierbei zu beachten.

Von der Verpflichtung zur Versickenrng, Verrieselung oder Einleinrng ausgenommen ist
gem. § 51 a Abs. 4 LWG I{fV Niedenchlagswasser, das

a) ohne Vermischung mit Schmutzwasser in eine daflir vorhandene Kanalisation
(Trennsystem) abgeleitet wird oder

b) aufgnrnd einer nach bisherigem Recht genehmigten Kanalisationsnetzplanung
gemischt mit Schmutzwasser einer öffentlichen Abwasserbehanflungsanlage
zugeführt wird oder werden soll, wenn der technische oder wirtschaftliche Aufirand
unverhältnismäßig ist.

Die neuen Straßen bzw. Zufahrten werden an bereits genehmigte und bestehende

Kanalisationen angeschlossen. Von daher wäre eine Versickenrng oder Verrieselung bzw.
die Anlage eines zusätzlichen Trennsystems technisch und wirtschaftlich
unveftältnismäßig.

6. Denkmalschutu/Denkmalpfl ege

Baudenknalpflegerische Belange werden nach heutigem Kenntnisstand durch die Planung
nicht berührt. Es istjedoch nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriflen
Bodendenkmäler entdeckt werden. Für diesen Fall witd durch einen entsprcchenden
Hinweis im Anderungsplan auf die Melde- und §ichenrngspfligh hingewiesen.

o 7. Entschädigung

Die betroffene Fläche befindet sich im Eigentum der Stadt Dortmund.
Entschädigungsansprüche entstehen daher nicht.

8. F lächenbilanzierung

öffentliche Verkehrsfläche
öffentliche GrüLnfläche

550 qm
2175 om

!**
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Niederschlagswasser von Gnrndstücken, die nach dem 0l O1.1996 ersünals bebaut,
befestigl oder an die öffentliche Kanalisation abgeschlossen werden, ist gem, § 5la des
Wassergesetzes fi,ir das Iand Nordrüein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) in der
Neufassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NW S. 926, SGV NW 77) vor Ort
zu versickem, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer eirzuleiten, sofern dies ohne
Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit möglich ist.



9. Kosten

Gesamtkosten
Anteil der Stadt
ärschüsse nach

Dortmund, 02. 03.
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375.618,-- €
93.904,-- €

28t:n3,--e

ft
Wilde
Ltd. stiidr.
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Der Rat der §tadt Dormud hat am 13. 05. 2004 beschlossen, diese Begründung nach

§ 9 Abs.8 des Baugesetzbuches (BauGB) in derFassung vom 27.08.97 (BGBI. I, S.2141,
BGBI. Itr, FNA 213-l) in Ve$indung mit den §§ 7 und 4l der Gemeindeordnung für das

I-and NW (GO) in der Fassung der Bekanntnachung vom 14. 07. 194(GV NW S. 666, SGV
NW 2023) der Bebauungsplan-Anderung beizufligen.

Dortmund, 30 .06.o tP

Abteilungsleiter
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